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BERICHTE UND KRITIK

VERWALTUNGSHANDELN IN DER FLÜCHTLINGSKRISE

Vollzugsdefizite und Koordinationschaos bei
der Erstaufnahme und der Asylantragsbearbeitung

Von Jörg Bogumil, Jonas Hafner und Sabine Kuhlmann, Bochum/Potsdam

I. Einleitung

Die Flüchtlingskrise ist ohne jeden Zweifel das politische Megathema seit
dem Herbst 2015. Unzählige Zeitungsberichte, Sondersendungen, Talk-
shows, Landtags- und Bundestagsdebatten, die bereits in Kraft getretenen
Asylpakete Ibis III sowiedie zweistelligenErgebnisse derAFDbeiden jüngs-
ten drei Landtagswahlen in Baden-Württemberg, Rheinland-Pfalz und
Sachsen-Anhalt zeugen hiervon. In diesem Beitrag möchten wir uns nun
auf eine bisher relativ wenig thematisierte Problemlage, das Verwaltungs-
handeln in der Flüchtlingskrise, konzentrieren. Dabei geht es vor allem um
dieProzessederErstaufnahme,derUnterbringungundderAsylantragsbear-
beitung. Aspekte der Integration der Flüchtlinge werden nicht behandelt.

Der Beitrag geht von einer Bestandsaufnahme des „Verwaltungsvollzugs-
systemAsyl“aus, indemgefragtwird,welcheZuständigkeitenesgibtundwie
die Erstaufnahme und die Unterbringung von Flüchtlingen organisiert wird
(II.). Anschließend werden überblicksartig die Vollzugsdefizite und das „fö-
derale Koordinationschaos“ skizziert (III.), bevor ein kurzes Resümee gezo-
gen wird (IV.).

II. Das Verwaltungsvollzugssystem Asyl

Das Verwaltungsvollzugssystem Asyl ist überaus komplex, da zum einen
unterschiedliche Schutzarten für Asylsuchende existieren, die zu berück-
sichtigen sind, und zum anderen, da die Verwaltungszuständigkeiten in die-
sem Aufgabenbereich – vor allem hinsichtlich der verschiedenen beteiligten
Verwaltungsebenen – hoch verflochten sind. Im Folgenden werden zunächst
die Schutzarten und anschließend das prinzipielle Vorgehen einer Asylan-
tragstellung mit Verweis auf die unterschiedlichen Zuständigkeiten vorge-
stellt.
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Grundsätzlich sind drei Schutzarten in Deutschland zu unterscheiden
(Asylrecht, Schutz nach der Genfer Flüchtlingskonvention, subsidiärer
Schutz). Nach Artikel 16a des Grundgesetzes genießen von einem Staat poli-
tisch Verfolgte in Deutschland das Recht auf Asyl. Flüchtlingsschutz besteht
zudem nach der Genfer Flüchtlingskonvention. Die Anforderungen dafür
sind etwas geringer als beim Asylrecht, da die politische Verfolgung nicht
vom Staat ausgehen muss1. Weiterhin ist ein Ausländer subsidiär Schutzbe-
rechtigter, „wenn er stichhaltige Gründe für die Annahme vorgebracht hat,
dass ihminseinemHerkunftslandeinernsthafterSchadendroht“2.Ernsthaf-
ter Schaden bedeutet z.B. die Verhängung und Vollstreckung der Todesstra-
fe, Folter, unmenschliche und erniedrigende Behandlung, Bestrafung, eine
ernsthafte individuelle Bedrohung des Lebens oder der Unversehrtheit einer
Zivilperson infolge willkürlicher Gewalt im Rahmen eines internationalen
oder innerstaatlichen bewaffneten Konflikts.

Ist keine der Schutzarten anzuwenden, kann einAbschiebungsverbot fest-
gestellt werden, wenn eine Abschiebung aufgrund der Europäischen Men-
schenrechtskonvention (EMRK) unzulässig wäre3 oder davon ausgegangen
werdenmuss, dassdemAusländer imZielstaat „eine erheblichekonkreteGe-
fahr für Leib, Leben oder Freiheit“4 droht. Wird der Antrag als unbegründet
abgelehnt, geht mit Erhalt der Entscheidung eine Abschiebungsandrohung
einher, die zur Ausreise eine Frist von 30 Tagen setzt. Wird der Antrag als of-
fensichtlich unbegründet abgelehnt, gilt eine auf eineWoche verkürzte Aus-
reisepflicht (in den Fällen der §§ 30 oder 29a AsylG) gegen die binnen einer
Woche gerichtlicher Schutz gesucht werden kann (§ 34a AsylG).

Je nach Schutzstatus bestehen unterschiedliche Aufenthaltsdauern. Asyl-
berechtigte und anerkannte Flüchtlinge erhalten eine Aufenthaltserlaubnis
für den Zeitraum von drei Jahren. Die Aufenthaltserlaubnis für subsidiär
Schutzberechtigte ist hingegen auf ein Jahr begrenzt, sie kann im Anschluss
jedoch um zwei Jahre verlängert werden. Auch die Aufenthaltserlaubnis bei
Vorliegen eines Abschiebungsverbotes beträgt i.d.R. ein Jahr.

Alle Asylanträge werden vom Bundesamt für Migration und Flüchtlinge
(BAMF), einer Bundesoberbehörde imZuständigkeitsbereich des Bundesmi-
nisteriumsdes Inneren,bearbeitet.DasBAMFhat seineZentrale inNürnberg
undmittlerweile61Außenstellen imgesamtenBundesgebiet (März2016).Ge-
gen die Entscheidung des BAMF kann gem. § 74 Abs. 1 AsylG innerhalb von
zwei Wochen nach Eingang des Bescheids Klage eingereicht werden.

DasVerfahren zurAntragstellung einesAsylgesuches siehtprinzipiell zwei
Wege vor5 (vgl. hierzu auch Abbildung 1):

1 s. § 3 Abs. 1 Asylgesetz (AsylG).
2 § 4 Abs. 1 AsylG.
3 s. § 60 Abs. 5 Aufenthaltsgesetz (AufenthG).
4 § 60 Abs. 7 AufenthG.
5 Auf das sog. Flughafenverfahren wird hier nicht eingegangen, da es für die mo-

mentane „Flüchtlingskrise“ nicht relevant ist.
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(1) NormalerweisemüssenAusländer ohne gültige Einreisepapiere ihr Asyl-
gesuch bereits an der Grenze äußern. Die Grenzbehörde (Bundespolizei,Bun-
deszuständigkeit) hat eine erkennungsdienstliche Behandlung durchzuführen
und diese Personen an die zuständige bzw. nächstgelegene Aufnahmeeinrich-
tung (Landeszuständigkeit) weiterzuleiten. Aufgrund der massenhaften
Flüchtlingszahlen konnten im Jahr 2015 – zumindest zeitweise – allerdings
nurca.10%derFlüchtlingeanderGrenzekontrolliertwerden6. IstderAuslän-
der aus einem sicherenDrittstaat (alleMitgliedstaaten der EuropäischenUni-
on sowie Norwegen und Schweiz) eingereist oder liegen Anhaltspunkte dafür
vor, dass einanderer europäischerStaat fürdieDurchführungdesAsylverfah-
rens zuständig ist, wird ihm eigentlich die Einreise verweigert, da die Dublin
III-Verordnung vorsieht, dass Asylsuchende in jenem EU-Staat ihren Asylan-
trag zu stellen haben, in dem sie erstmals den Raum der Europäischen Union
betreten haben. Ausgenommen sind dabei aber Asylsuchende, die das Gebiet
der EU erstmals in Griechenland betreten, was faktisch der Regelfall ist. Seit
Anfang 2011 übt Deutschland in diesen Fällen sein Selbsteintrittsrecht aus
und führt die jeweiligenAsylverfahrensomithierzulandedurch.DiesesVorge-
hen wurde zuletzt am 13. Januar 2016 durch Dr.Ole Schröder (Parlamentari-
scher Staatssekretär beim Bundesminister des Innern) mit Verweis auf die
„systematischen Mängel“7 in Griechenland bestätigt. Bis 30. Juni 2016 sollen
dem Wortlaut folgend keine Überstellungen i.S. der Dublin-Verordnung
nach Griechenland erfolgen.

(2) Befindet sich der Asylsuchende bereits im Bundesgebiet, ist er also un-
erlaubt eingereist, muss er sich bei einer Aufnahmeeinrichtung melden oder
bei einer Ausländerbehörde (kommunale Zuständigkeit) oder bei der Polizei
(Landeszuständigkeit) umAsyl nachsuchen. DieMeldung als Asylsuchender
aus demBundesgebiet herauswar 2015 der Regelfall. Ausländerbehörde und
Polizei haben dann eine erkennungsdienstliche Behandlung vorzunehmen
und leiten ihn an die zuständige bzw. nächstgelegene Aufnahmeeinrichtung
weiter. Sofern die Aufnahmeeinrichtung keine freien Unterbringungskapa-
zitäten aufweist und die dieser Einrichtung zugeordnete Außenstelle des
BAMF (Bundeszuständigkeit) Asylanträge aus demHerkunftsland des Asyl-
suchenden nicht bearbeitet, werden die Asylsuchenden mithilfe des Vertei-
lungssystemsEASY(ErstverteilungderAsylbegehrenden)aufdie16Bundes-
länder verteilt. Grundlage ist hierbei der sog. Königsteiner Schlüssel, der auf
Basis von Steuereinnahmen und Bevölkerungszahl Quoten festlegt, die die
Anzahl der Asylsuchenden bestimmen, die die jeweiligen Bundesländer auf-
zunehmen haben.

6 s. Südwestrundfunk, NRW-Innenminister Jäger (SPD): Registrierstellen an den
Grenzen denkbar/HaftModell „muss auf jeden Fall vom Tisch“, 05.11.2015. Im In-
ternet unter: http://www.swr.de/-/id=16222120/property=download/nid=660264/
9yhux4/swr2-tagesgespraech-20151105.pdf.

7 Deutscher Bundestag, Plenarprotokoll 18/148. Stenographischer Bericht der 183.
Sitzung der 18. Wahlperiode (13.01.2016), S. 14596.
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Inder zuständigenAufnahmeeinrichtung erhält derAsylsuchendedie „Be-
scheinigungüberdieMeldungalsAsylsuchender“ (BüMA).DiesesDokument
ist durch die Änderungen imAsylG zum 24.10.2015 erstmals gesetzlich defi-
niert worden, zuvor existierten variierende Länderlösungen8. Die bisherige
BüMA soll ab dem 5.2.2016, mit Inkrafttreten des Datenaustauschverbesse-
rungsgesetzes, nach und nach durch den Ankunftsnachweis (AKN) ersetzt
werden. Hierdurch wird das Ausländerzentralregister (AZR) zum zentralen
Kerndatensystem imAsylbereich ertüchtigt und die zu speicherndenGrund-
personalien der Asylsuchenden um zusätzliche Daten (u.a. Fingerabdrücke,
Kontaktdaten und Daten zu Gesundheitsuntersuchungen und beruflichen
Qualifikationen) erweitert, auf welche die beteiligten Behörden je nach Zu-
ständigkeit Zugriff erhalten9. BAMF, Bundes- und Landespolizei sowie Auf-
nahmeeinrichtungen undAusländerbehördenwerden gleichzeitig verpflich-
tet schon beimErstkontakt entsprechendeDaten andasAZR zuübermitteln.
UmDoppelregistrierungen zu verhindernwerden auchdieStellen, die bisher
noch über kein Fingerabdruck-Schnell-Abgleichsystem (Fast-ID) verfügen
(BAMF, Aufnahmeeinrichtungen und Ausländerbehörden) mit diesem Sys-
tem ausgestattet. In Papierform wird der mit fälschungssicheren Elementen
ausgestattete Ankunftsnachweis von der zuständigen Aufnahmeeinrichtung
bzw. Außenstelle des BAMF ausgestellt und „dient als visualisierter Nach-
weis der Registrierung“10. Der deutschlandweite Rollout des AKN hat nach
Angaben des BAMF nach einer ersten Pilotphase im Februar 2016 begonnen
und soll bisMitte des Jahres abgeschlossen sein11. Recherchen unsererseits in
denBundesländernhabenergeben,dassdiesallerdingsvomZeitplanhereher
unrealistisch ist.

NebenderRegistrierungderAsylsuchendenobliegt denAufnahmeeinrich-
tungen der Länder die Durchführung ärztlicherUntersuchungen, die Unter-
bringung sowie die Vorstellung der Asylsuchenden bei der zuständigen Au-
ßenstelle des BAMF zur persönlichen Stellung des Asylantrages. Die Unter-
bringung soll in den ersten sechs Monaten in Landeseinrichtungen erfolgen.
Diese sind in den Bundesländern z.T. unterschiedlich ausgestaltet. Aller-
dings gibt es überall sogenannte Erstaufnahmeeinrichtungen, Gemein-
schaftsunterkünfte und Notunterkünfte, auch wenn sie mitunter anders be-
zeichnet werden. Notunterkünfte werdenmeist in Amtshilfe durch die Kom-
munen betrieben, gehören aber grundsätzlich zum Erstaufnahmesystem der
Länder, welche in der Regel auch die entstandenen Kosten übernehmen. Die
prinzipielle Idee ist, dass in diesen sechs Monaten über den Asylantrag ent-
schiedenwird und dann dieAsylbewerber entweder zurweiterenUnterbrin-

8 s. Kalkmann, Asylmagazin, Heft 11, 2015, S. 365 (365).
9 s. Deutscher Bundestag, Gesetzentwurf der Fraktionen der CDU/CSU und SPD.

Entwurf einesGesetzes zur Verbesserung der Registrierung und desDatenaustausches
zu aufenthalts- und asyl-rechtlichen Zwecken (Datenaustauschverbesserungsgesetz).
18. Wahlperiode (15.12.2015). Drucksache 18/7043, S. 2.

10 Ebd., S. 3.
11 s.Bundesamt für Migration und Flüchtlinge, Presseinformation vom 05.02.2016.

Integriertes Identitätsmanagement mit Ankunftsnachweis des BAMF, 2016, S. 2.
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gungoder zurAbschiebungaufdieKommunenverteiltwerden12.DieRealität
sieht zurzeit allerdings deutlich anders aus (vgl. III.).

Erste Schritte in den Außenstellen des BAMF sind das Anlegen einer elek-
tronischen Akte in MARiS, dem internen elektronischen Vorgangsbearbei-
tungssystem des BAMF, die Erstmeldung im Ausländerzentralregister
(AZR) sowie die physikalisch-technische Untersuchung der durch den Asyl-
suchenden vorgelegten Unterlagen. Wichtiger Bestandteil ist die erken-
nungsdienstliche Behandlung (inkl. Anfertigung eines Lichtbilds) des An-
tragstellers, dessen Fingerabdrücke dann mit der nationalen Datenbank
AFISunddemeuropäischenPendantEURODACabgeglichenwerden sollen.

Steht nach der weiteren Prüfung der Dublin-Kriterien fest, dass Deutsch-
land für das Asylverfahren zuständig ist, schließt sich die Anhörung des An-
tragstellers an, bei welcher die Aspekte „Lebenslauf u. –umstände, Reiseweg
und Verfolgungsschicksal, einschließlich der Frage, was der Asylbewerber
bei Rückkehr in sein[e]Heimat befürchtet“13, imFokus stehen.Diese Verfah-
rensweisewurde am18.11.2014 für Syrer und religiöseMinderheiten im Irak
(Christen, Mandäer und Yeziden) sowie am 25.06.2015 für Eritreer ausge-
setzt, da ihnen in den meisten Fällen die Flüchtlingseigenschaft zuerkannt
wird. Für diese Gruppen wurde das Asylverfahren beschleunigt, indem von
Seiten des BAMF auf die obligatorische persönliche Anhörung durch einen
Entscheider verzichtet wurde. Stattdessen mussten die Fluchtgründe nur
noch schriftlich, mit Hilfe eines Fragebogens, dargelegt werden. „[A]us
Gründen der Identitätssicherung und Missbrauchsunterbindung“14, so Tho-
mas de Maizière (Bundesinnenminister), wird seit 01.01.2016 aber auch für
die o.g. Flüchtlingsgruppen wieder die Einzelfallprüfung durch das BAMF
vorgenommen.

Insgesamt dürfte selbst bei dieser Kurzvorstellung des Verfahrensrechtes
und des faktischen Verfahrensweges die Komplexität des Verwaltungshan-
delns deutlich geworden sein. Einerseits gibt es ein komplexes (sich zudem
ständig änderndes) Asylrecht, zweitens unterschiedliche Zuständigkeiten
unddamitVerflechtungsbeziehungenzwischenBund,LändernundKommu-
nen und drittens eine nicht unerhebliche Varianz in der Ausgestaltung des
Systems der Erstaufnahmeeinrichtungen seitens der Länder (ein Aspekt,
der hier ausPlatzgründennichtweiter vertieftwerdenkann).Wasmit diesem
Systempassiert,wenn esunter starken externenDruckgerät,wird im folgen-
den Abschnitt erläutert.

12 Ausländer aus sicherenHerkunftsstaatenmüssen sogar bis zur Entscheidung des
BAMF in der zuständigen Aufnahmeeinrichtung verbleiben, bzw. bis zum Vollzug der
Abschiebung, wenn der Antrag als offensichtlich unbegründet oder unzulässig ein-
gestuft wird.

13 Bundesamt für Migration und Flüchtlinge, Das deutsche Asylverfahren – aus-
führlich erklärt, 2015, S. 16.

14 Presse- und Informationsamt der Bundesregierung, Innenministerkonferenz der
Länder. Erneut Einzelfallprüfung für Syrer, 4.12.2015. Im Internet unter: https://
www.bundesregierung.de/Content/DE/Artikel/2015/12/2015-12-04-innenminister
konferenz.html.
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III. Vollzugsdefizite und föderales „Koordinationschaos“

Betrachtet man die Zahl der Asylanträge, die seit 1990 beimBAMF gestellt
wurden, wird deutlich (vgl. Abbildung 2), dass es nach einer Hochphase An-
fang der 1990er Jahre – bedingt durch denBalkankrieg – bis 2013 zu einer re-
lativen Entspannung bei den Antragszahlen gekommen ist.

In der Folge wurden sowohl im BAMF als auch in den Erstaufnahmeein-
richtungen der Länder die Verwaltungsstrukturen eher zurückgebaut. Zu-
dem fand keine Modernisierung des Verwaltungsvollzugssystems statt.
Erst als Mitte 2015 die Asylanträge und die Flüchtlingszahlen immer stärker
anstiegen, fing man im BAMF und in den Ländern (weitgehend hektisch) an,
sichwiedermitdenVerwaltungsstrukturenund–prozessen indiesemBereich
zu beschäftigen. Die seit dem Sommer 2015 immer weiter zunehmenden
Flüchtlingszahlenmussten daher von Verwaltungseinheiten bearbeitet wer-
den, die darauf offenbar nicht ausreichend vorbereitet waren. Dies führte zu
erheblichen Problemlagen.

Wie aus der Abbildung 2 hervorgeht, wurden im Jahr 2015 441.899 Erstan-
träge beim BAMF gestellt, in der erwähnten EASY-Datenbank des BAMF
wurden hingegen im gleichenZeitraum ca. 1,1Mio. Flüchtlinge erfasst15. Ge-

Quelle:EigeneDarstellung, in Anlehnung anBundesamt fürMigration und Flüchtlinge, Migrationsbericht,
2014, S. 96. und Asylgeschäftsstatistik des BAMF.

Abbildung 2: Asylanträge beim BAMF (in Tsd.) von 1990 bis 2015 (1990 bis 1994:
Erst- und Folgeanträge; ab 1995: nur Erstanträge)

15 s.Bundesamt fürMigration und Flüchtlinge, 476.649 Asylanträge im Jahr 2015,
2016. Internet unter: https://www.bamf.de/SharedDocs/Meldungen/DE/2016/
201610106-asylgeschaeftsstatistik-dezember.html.
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rade diese letzte Zahl wurde zu Jahresbeginn medienwirksam in der Öffent-
lichkeit alsZahlneuerAsylbewerber imJahr2015diskutiert.DasProblem ist
aber, dass niemand genau weiß, wie viele Flüchtlinge im Jahr 2015 wirklich
nachDeutschland gekommen sind.So gibt es zum einen in der EASY-Daten-
bank eine unbekannte Anzahl anMehrfachregistrierungen, da keine persön-
lichen Daten erfasst werden, sondern lediglich das Geschlecht, die Nationa-
lität und Familienverbünde. Dieser sogenannte „EASY-Gap“ (=Differenz
zwischen EASY-erfassten Asylsuchenden und Asylerstanträgen) nimmt
seit 2014massiv zu (undwirderst,wennderweiter obendargestellteneueAn-
kunftsnachweis implementiert ist, hinfällig). Allerdings weiß niemand ge-
nau, wie viele Mehrfachregistrierungen es gibt. Frank-Jürgen Weise (Leiter
des Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge) schätzt, dass aktuell
ca. 300.000 bis 400.000 Flüchtlinge, die sich schon länger in Deutschland be-
finden,nochgarkeinenAsylantraggestellt haben16.Wenndies stimmt,wären
2015 ca. 750.000 bis 850.000 Flüchtlingen nach Deutschland gekommen und
nicht 1,1Mio.,wiemitVerweis auf die EASY-Dateimitunter behauptetwird.

Auch die Registrierungsversuche der Bundespolizei brachten im Jahr 2015
keinenAufschluss, da zumeinennur ein kleinerer Teil der Flüchtlinge anden
Bundesgrenzen erfasst wurde und weil zum anderen keine zentrale Daten-
bank für Flüchtlinge existiert und die verschiedene EDV-Systeme nicht mit-
einander kompatibel sind (das sind im Einzelnen das EASY-System des
BAMF, die ED-Behandlung durch die Bundespolizei, die BüMA-Erfassung
der Länder, das MARis-System des BAMF zur Asylantragsbearbeitung, die
AFIS-Datenbank des BKA, die AZR-Registrierung der Ausländerbehörden
und die kommunalen IT-Systeme für Folgeunterkünfte, Betreuung und
Hausausweise).Damitkommtes faktischzuDoppel-undDreifachstrukturen
bei der Registrierung und Datenerfassung. Insgesamt ergibt sich das Bild ei-
ner hochgradig fragmentierten IT-Landschaft im Aufgabenbereich Asyl mit
erheblichen Nachteilen für die Effektivität der Verwaltungsprozesse.

Ein weiteres großes Problem sind die erheblichen Kapazitätsengpässe vor
allem beim BAMF, die zu völlig inakzeptablenWartezeiten beim Versuch ei-
nen Asylantrag zu stellen sowie zu einem deutlichen Engpass bei der eigent-
lichen Asylantragsbearbeitung führen. Dies wird deutlich, wenn man einen
Blick auf die Zahl der anhängigen Verfahren und der Entscheidungen pro
Monat wirft (s. Abbildung 3).

DasBAMFhat im Jahr 2015 über 282.726Erst- undFolgeanträge entschie-
den, zuletzt mit einer deutlich gesteigerten Anzahl pro Monat, dennoch ist
Anzahl der anhängigen Verfahren von Dezember 2014 bis Februar 2016
von 169.166 auf 393.155 angewachsen. Rechnet man noch die ca. 300.000
bis 400.000 bisher nicht gestelltenAnträge unddie künftig hinzukommenden
Asylbewerber hinzu, so muss das BAMF aufgrund dieses wachsenden An-
tragsberges die Zahl der Entscheidungen pro Monat deutlich steigern, um

16 s. Passauer Neue Presse, PNP exklusiv: Flüchtlingsamt befürchtet weiteren
Asylantragsstau, 2016. Internet unter: http://www.pnp.de/nachrichten/politik/
1983584_Fluechtlingsamt-befuerchtet-weiteren-Asylantragsstau.html.
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diesen Berg irgendwann abzuarbeiten. Selbst wenn die Zahl der Entschei-
dungen proMonat demnächst auf 60.000 gesteigert werdenwürde, würde al-
leine zur Abarbeitung dieses Antragsberges über ein Jahr vergehen.

Insgesamt ist daher seit dem Sommer 2015 die eigentlich vorgesehene Be-
arbeitungszeit eines Asylantrages innerhalb von sechs Monaten (maximale
Aufenthaltsdauer in einer Erstaufnahmeeinrichtung der Länder) nicht ge-
währleistet. Die Praxis zeigt überdies, dass Asylbewerber nicht selten schon
deutlich vor Ablauf dieser Frist auf die Kommunen verteilt wurden. Prinzi-
piell soll in diesemZeitraumüber denAsylantrag entschiedenwerden, damit
anschließend die Kommunen entweder die Abschiebung einleiten oder sich
um die Integration der anerkannten Flüchtlinge kümmern können. Damit
der Antrag bearbeitet werden kann, muss er aber erstmal gestellt werden.
Auch hier sind nicht wenige Fälle bekannt, in denen es über ein halbes
Jahr gedauert hat, bis die Flüchtlinge überhaupt die Chance hatten, den An-
trag zu stellen.

DasBAMFversuchtüber verschiedeneMaßnahmen, seinen„output“ zu er-
höhen. Zum einen ist ein dramatischer Stellenausbau geplant, der allerdings
nur sukzessiveverwirklichtwerdenkann.Sosind imHaushaltsplan2016 ins-
gesamt 7.300Stellen (VZÄ) für dasBAMFvorgesehen, davon 1.000 befristet –
zumVergleich: ImMai 2015waren es noch ca. 2.800Mitarbeiter (davon 1.000
in der Zentrale, 1.800 in den 22Außenstellen)17. BisMärz 2016 ist es gelungen
über 3.300 Mitarbeiter zu beschäftigen und 18 zusätzliche reguläre Außen-

Quelle: Eigene Darstellung nach Angaben der Asylgeschäftsstatistik des BAMF.

Abbildung 3: Asylanträge beim BAMF (in Tsd.) im Jahr 2015/2016

17 s. Bundesamt für Migration und Flüchtlinge, Bundesamt, 2015. Internet unter:
http://www.bamf.de/DE/DasBAMF/Chronik/Bundesamt/bundesamt-node.html.
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stellen und darüber hinaus eine Vielzahl an weiteren Standorten mit beson-
derenZuständigkeiten (Ankunftszentren, Entscheidungszentren,Warteräu-
me und Bearbeitungsstraßen) einzurichten. Wird weiterhin in dieser Fre-
quenz eingestellt,wird dieZielzahl von 7.300dieses Jahr sichernicht erreicht
werden können. Sie ist ohnehin unrealistisch, da offenbar kurzfristig nicht
genugFachpersonal zu rekrutieren ist. So ist es imMärz2016zuVerstimmun-
gen zwischen der Behördenleitung und demPersonalrat gekommen, damitt-
lerweile einige neu eingestellte Personen während der Probezeit wieder ent-
lassen werden mussten. Dem Vorwurf einer fehlerhaften Überprüfung der
Bewerber widerspricht das BAMF in seiner Pressemeldung vom 18.03.2016
und gibt an, dass nur in wenigen Einzelfällen Einträge im Führungszeugnis
Grundlage für Kündigungen waren, stattdessen sei meist die Tatsache,
dass sich die Bewerber als fachlich nicht geeignet herausgestellt haben der
Kündigungsgrund gewesen18.

Eine zweite Möglichkeit – zumindest bestimmte Verfahren zu beschleuni-
gen – besteht darin, die Anträge in Form von verschiedenen Clustern zu un-
terscheiden. Hier wird zwischen Fällen mit hoher und geringer Bleibewahr-
scheinlichkeit, komplexen Fällen sowie Dublin-Fällen unterschieden. Die
ersten beiden Fallgruppen sollen in großen Ankunftszentren in wenigen Ta-
gen entschieden werden. Im Jahr 2015 stammten über zwei Drittel der Erst-
anträge vonAsylsuchenden aus jenen Staaten, die den beiden erstenKatego-
rien hinzugerechnet werden können19.

Erschwertwird dieArbeit imBAMF jedoch zusätzlich durch einen Teil der
Gesetzesänderungen, der durchdieAsylpakete I bis III implementiertwurde.
Betrachtetmandie hier vorgesehenenMaßnahmennäher, so sind diesewenig
„vollzugsorientiert“ ausgerichtet, sondern versuchen zu einer Verringerung
von (vermeintlichen) Fehlanreizen, zu vereinfachten Abschiebungen und
zu einer Erweiterung der Liste von sicheren Herkunftsländern zu kommen.
Auf die Bedeutung für die Vollzugspraxis wird dabei nicht immer geachtet.

Einerseits haben Verfahrensbeschleunigung für Flüchtlinge mit geringer
Bleibeperspektive wenig praktische Auswirkungen, da ihre Zahl ohnedies
rückläufig ist. Andererseits sind aber durch die Wiedereinführung der Ein-
zelfallprüfung von syrischenFlüchtlingen (Erlass desBMI zum1.1.16)weite-
re erhebliche Verzögerungen bei der Antragsbearbeitung beim BAMF zu er-
warten. Zudem scheint die Feststellung der im neu eingeführten § 30a AsylG
aufgezählten Tatbestände, die auf ein nicht kooperatives Verhalten desAsyl-
suchenden hinweisen und Grundlage für die Anwendung eines beschleunig-
tenAsylverfahrens seienkönnen, äußerst vageund schwierig. Zusammenfas-
send sind die neuen Rechtsetzungsversuche durch die drei Asylpakete teils
inkonsistent, da sie einerseits Beschleunigungsziele vorsehen, aber anderer-
seits neue Verfahrensverzögerungen mit sich bringen (s. Abbildung 5).

18 s.Bundesamt für Migration und Flüchtlinge, Presseinformation vom 18.03.2016.
Erklärung: Aktuelle Berichterstattung zum Thema Personal, 2016.

19 Eigene Berechnung anhand der Antrags-, Entscheidungs- und Bestandsstatistik
(Berichtszeitraum: 01.01.2015 – 31.12.2015) des BAMF.
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IV. Resümee

Es dürfte deutlich geworden sein, dass das Verwaltungsvollzugssystem
Asyl auf die massenhaften Flüchtlingsbewegungen seit Anfang 2015 nicht
vorbereitet war. Dabei gab es durchaus schon in den Jahren zuvor deutliche
Hinweise, dass die kriegerischen Auseinandersetzungen insbesondere in Sy-
riendie Fluchtbewegungenverschärfenwürden.DiePhase des dramatischen
Rückgangs anAsylbewerbernwurde nicht genutzt, umdasVerwaltungsvoll-
zugssystem zu reformieren. In der Krisensituation, spätestens ab Sommer
2015, zeigtensichdieProblemlagendiesesverwaltungsföderalhochverfloch-
tenen Aufgabenbereiches. Natürlich wäre jedes Verwaltungsvollzugssystem
angesichts der rasant anwachsenden Flüchtlingszahlen in Problemlagen ge-
kommen,der schlechteZustandder existierendenVerwaltungsstrukturen im
Asylbereich hat die Krise jedoch nicht unerheblich verschärft.

Einerseitswar der Standder IT-Harmonisierung schlicht katastrophal, ein
ebenenübergreifendes Schnittstellenmanagement existierte nicht. Zudem
dauerte es dann immer noch über ein halbes Jahr, bis man seitens des
BAMF das Konzept des neuen Ankunftsnachweises vorgelegt hat. Die flä-
chendeckende Umsetzung dieses prinzipiell vielversprechenden Instrumen-
tes wird sicher bis Ende 2016 andauern.

AndererseitswarendiezurückgefahrenenVerwaltungskapazitätensowohl
im BAMF als auch in den Erstaufnahmeeinrichtungen der Länder dem enor-

Quelle: Eigene Darstellung, In Anlehnung an Bundesamt für Migration und Flüchtlinge, Ankunftszentren,
2015. Internet unter: http://www.bamf.de/DE/Migration/AsylFluechtlinge/Asylverfahren/BesondereVer
fahren/ModellverfahrenErprobungszentren/modellverfahren-erprobungszentren.html?nn=1363268 und
Bundesamt für Migration und Flüchtlinge, Integriertes Flüchtlingsmanagement, 2016. Internet unter:
http://www.bamf.de/SharedDocs/Videos/DE/BAMF/integriertes-fluechtlingsmanagement.
html?nn=1366068.

Abbildung 4: Verfahrensverkürzung durch Clusterbildung
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menAnsturmnicht gewachsen. In der Folge ergaben sich auf Seiten der Län-
der und Kommunen z.T. erhebliche Kapazitätsprobleme bei der Registrie-
rung, dem Gesundheitscheck, der Leistungsgewährung und insbesondere
derUnterbringung.Dassesdennochweitgehendgelungen ist, die enormeAn-
zahl an Flüchtlinge „irgendwie“ doch unterzubringen, ist allerdings eine be-
eindruckende Leistung von Ländern und Kommunen.

Nachwie vor ist aber das größte Vollzugsproblem die hohe Anzahl an noch
nicht gestellten und noch nicht bearbeiteten Asylanträgen und damit die
Dauer des gesamten Asylverfahrens. Dies betrifft nicht nur die Asylantrag-
steller, die vielfach nicht wissen, wann, wer über was entscheidet. Dies be-
trifft auchdieeigentlichanstehendeMammutaufgabe,die Integrationderan-
erkannten Flüchtlinge. Solange unklar ist, wer wann in welche Kommune
kommt, um zu bleiben, ist es schwer dieseAufgaben entschlossen anzugehen,
da hier zum Teil erhebliche Planungsvorläufe und Finanzmittel notwendig
sein werden.

Quelle: Eigene Darstellung.

Abbildung 5: Gesetzesänderungen im Asylbereich
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